
Ärztlicher Notfalldienst

Notarzt, Rettungsdienst und Krankentransport sind bayernweit unter der 
Telefonnummer 112, auch aus Mobilfunknetzen zu erreichen. 

Am 5. und 6. Februar 2022 ist der ärztliche Bereitschaftsdienst (Not-
falldienstarzt, Augenarzt, Hals-Nasen-Ohrenarzt und Frauenarzt) für das 
gesamte Oberallgäu, Kempten und den Altlandkreis Kempten unter der 
neuen Nummer 116117 zu erreichen.

Parallel dazu gilt aber weiterhin die alte bayerische Telefonnummer 
01805/191212.

Zahnärztlicher Notfalldienst 
im Altlandkreis Sonthofen

Der Notfallzahnarzt ist zu erreichen für den 5. und 6. Februar 2022 unter 
Telefon 08321/26726. Notfallsprechstunden von 10.00 bis 12.00 und von 
18.00 bis 19.00 Uhr. Der Notfallzahnarzt für den Bereich Kempten ist in 
der Kemptener Ausgabe dieser Zeitung unter der Rubrik „was, wo, wer, 
wann“ aufgeführt.

Sonntags- und Nachtdienst 
der Apotheken

Sonthofen, Immenstadt, Blaichach, Oberstdorf,  
Fischen, Bad Hindelang:
am 5. Februar 2022: Alpenland-Apotheke, Freibadstraße 12, Sonthofen, 
Telefon 08321/66610 
am 6. Februar 2022: Drei-Kugel-Apotheke, Gerberweg 6,  
Bad Hindelang, Telefon 08324/328

Oberstaufen:
am 5. Februar 2022: Hummel’sche Apotheke, Weiler-Simmerberg, 
Hauptstr. 4, Telefon 08387/1043
am 6. Februar 2022: Berg-Apotheke, Lindenberg, 
Bahnhofstraße 2 a, Telefon 08381/3404 

Altusried, Betzigau, Buchenberg, Dietmannsried, Durach, Lauben, 
Sulzberg, Walten hofen, Wiggensbach:
am 5. Februar 2022: Rathaus-Apotheke, Dietmannsried, 
Rathausplatz 2, Telefon 08374/6100 (18.00 bis 20.00 Uhr)
am 6. Februar 2022: Linden-Apotheke, Wiggensbach, 
Illerstraße 1, Telefon 08370/1525

Diensthabende Apotheken in Kempten:
am 5. Februar 2022: Apotheke im Lyzeum, 
Auf’m Plätzle 1, Telefon 0831/202892
am 6. Februar 2022: Apotheke im Oberösch, 
Im Oberösch 2, Telefon 0831/61515

Es wird gebeten, den Sonntagsdienst nur in dringenden Fällen in 
Anspruch zu nehmen!

Haushaltssatzung  
des Zweckverbandes Land- und Alpwirtschaftsschule

Immenstadt i. Allgäu
für das Haushaltsjahr 2022

Aufgrund der Art. 40 ff. KommZG in Verbindung mit Art. 63 ff GO erlässt 
der Zweckverband folgende Haushaltssatzung:

§ 1

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2022 wird 
hiermit festgesetzt; er schließt im
Verwaltungshaushalt in den Einnahmen
 und Ausgaben mit EUR 37.360 
und im Vermögenshaushalt in den Einnahmen
 und Ausgaben mit EUR 13.000 ab

§ 2

Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaß-
nahmen sind nicht vorgesehen.

§ 3

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht fest-
gesetzt.

§ 4

Die Höhe der allgemeinen Umlage für den laufenden Betrieb gemäß Art. 
42 KommZG wird für das Haushaltsjahr 2022 auf EUR 24.200 festgesetzt 
und wie folgt umgelegt: 

Landkreis Oberallgäu EUR 11.000
Stadt Immenstadt EUR 11.000
Bayerischer Bauernverband EUR  2.200

 EUR 24.200

§ 5

Der Höchstbetrag der Kassenkredite gem. Art. 73 GO zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf EUR 6.000 
festgesetzt.

§ 6

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01.01.2022 in Kraft.

II.

Die Haushaltssatzung samt ihren Anlagen liegt bis zur nächsten amtlichen 
Bekanntmachung einer Haushaltssatzung beim Zweckverband Land- und 
Alpwirtschaftsschule Immenstadt i. Allgäu, c/o Stadt Immenstadt i. All-
gäu, Kirchplatz 7, 87509 Immenstadt i. Allgäu in der Kämmerei öffentlich 
zur Einsichtnahme auf.

Immenstadt i. Allgäu, den 29.11.2021

ZWECKVERBAND LAND- UND ALPWIRTSCHAFTSSCHULE
IMMENSTADT I. ALLGÄU

 
gez.: Simone Vogler, Verbandsvorsitzende 16

Öffentliche Zustellung

Sonthofen, 31. Januar 2022, Az.: SG52/SF/WI/OA-ML7279, Landkreis 
Bürgerservice, Frau Willer, Oberallgäuer Platz 2, 87527 Sonthofen, Zi. 
E.05, Telefon 08321/612-900, Telefax 08321/612-350, E-Mail: buerger-
service@lra-oa.bayern.de

Zulassungsrecht;
Benachrichtigung über eine öffentliche Zustellung für Herr Marco 
Pavone, geb.: 01.08.1972 in München, zuletzt wohnhaft in: 87534 
Ober staufen, Am Alten Weiher 6, Fahrgestellnummer: WVWZZZAUZ-
FP562592, amtl. Kennz.: OA-ML7279.

Öffentliche Zustellung des Eingriffsverwaltungsbescheids vom 31. Januar 
2022, Az. SG52/SF/WI/OA-ML7279, gemäß Art. 41 BayVwVfG i. V. m. 
Art. 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, Abs. 2 VwZVG

Der derzeitige Aufenthaltsort des vorgenannten Empfängers ist unbe-
kannt.

Zustellungsversuche des o.g. Bescheids durch die Post blieben unter der 
angegebenen Anschrift erfolglos ebenso anschließende Ermittlungen über 
den aktuellen Aufenthalt.
Das o.g. Schriftstück wird daher gemäß Art. 15 VwZVG öffentlich 
zugestellt.

Der Bescheid vom 21.01.2022, Az. SG52/SF/WI/OA-ML7279, liegt bei 
der Zulassungsstelle des Landratsamtes Oberallgäu, Oberallgäuer Platz 
2, 87527 Sonthofen, Zi. E.05, während der Dienststunden zur Abholung 
durch den Betroffenen auf.

Es erfolgt der besondere Hinweis, dass durch die öffentliche Zustellung 
Fristen (z.B. Rechtsbehelfsfrist) in Gang gesetzt werden können, nach 
deren Ablauf Rechtsverluste drohen können (vgl. Art. 15 Abs. 2 Satz 3 
VwZVG).

Der Bescheid gilt nach Art. 15 Abs. 2 Satz 6 VwZVG als öffentlich zuge-
stellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung der Benachrichtigung zwei 
Wochen vergangen sind.

gez.: A. Willer, Verwaltungsangestellte 17

Öffentliche Zustellung

Sonthofen, 31. Januar 2022, Az.: SG52/SF/RY/OA-ML1996, Landkreis 
Bürgerservice, Frau Rypa, Oberallgäuer Platz 2, 87527 Sonthofen, Zi. 
E.05, Telefon: 08321/612-900, Telefax: 08321/612-350, E-Mail: buerger-
service@lra-oa.bayern.de

Zulassungsrecht;
Benachrichtigung über eine öffentliche Zustellung für Herr Manuel 
Milia, geb.: 25.07.1996 in Castelfranco Veneto, zuletzt wohnhaft in:  
Stuibenstraße 15, 87509 Immenstadt, Fahrgestellnummer: WVWZZ-
ZAUZJW052476, amtl. Kennz.: OA-ML1996

Öffentliche Zustellung des Eingriffsverwaltungsbescheids vom 31. Januar 
2022, Az. SG52/SF/RY/OA-ML1996, gemäß Art. 41 BayVwVfG i. V. m. 
Art. 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, Abs. 2 VwZVG

Der derzeitige Aufenthaltsort des vorgenannten Empfängers ist unbe-
kannt.

Zustellungsversuche des o.g. Bescheids durch die Post blieben unter der 
angegebenen Anschrift erfolglos ebenso anschließende Ermittlungen über 
den aktuellen Aufenthalt.

Das o.g. Schriftstück wird daher gemäß Art. 15 VwZVG öffentlich 
zugestellt.

Der Bescheid vom 25.01.2022, Az. SG52/SF/RY/OA-ML1996, liegt 
bei der Zulassungsstelle des Landratsamtes Oberallgäu, Oberallgäuer  
Platz 2, 87527 Sonthofen, Zi. E.05, während der Dienststunden zur Abho-
lung durch den Betroffenen auf.

Es erfolgt der besondere Hinweis, dass durch die öffentliche Zustellung 
Fristen (z.B. Rechtsbehelfsfrist) in Gang gesetzt werden können, nach 
deren Ablauf Rechtsverluste drohen können (vgl. Art. 15 Abs.2 Satz 3 
VwZVG).

Der Bescheid gilt nach Art. 15 Abs. 2 Satz 6 VwZVG als öffentlich zuge-
stellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung der Benachrichtigung zwei 
Wochen vergangen sind.

gez.: Rypa, Verwaltungsangestellte 18

Bekanntmachung des Landratsamtes Oberallgäu

Öffentliche Bekanntmachung

Das Landratsamt Oberallgäu hat mit Bescheid vom 24.01.2022 (Bpl.Nr. 
1246/21) den Umbau des EG durch Änderung von zwei Wohneinheiten 
zu einer Wohneinheit und Teilung des Zugangsflures Unterdorf 18 in 
Oberstaufen (Fl.Nr. 430/15), Gemarkung Aach i. Allgäu, bauaufsichtlich 
genehmigt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner 
Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg  
in 86152 Augsburg, Kornhausgasse 4

Postfachanschrift: Postfach 112343, 86048 Augsburg
Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg

schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schriftform-
ersatz zugelassenen Form.

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den 
Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten 
Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweis-
mittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder 
in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen 
Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zuge-
lassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Informatio-
nen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie 
bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit  
(www.vgh.bayern.de). 

gez.: Julia Thönnes

Die genehmigten Planunterlagen können beim Bauamt des Landratsamtes 
Oberallgäu in 87527 Sonthofen, Oberallgäuer Platz 2, Zimmer 3.16, und 
bei der Marktgemeinde Oberstaufen, Schloßstraße 8, 87534 Oberstaufen, 
eingesehen werden.

Julia Thönnes 19

Stadt Sonthofen Sonthofen, 25.01.2022
Friedhofsverwaltung 

Bekanntmachung

über den Ablauf des Grabnutzungsrechtes an dem Familiengrab
W V 0054 auf dem städtischen Friedhof Sonthofen

Da die Grabnutzungsberechtigte verstorben ist und Angehörige nicht zu 
ermitteln sind, wird auf diesem Weg darauf hingewiesen, dass das Grab-
nutzungsrecht an dem o. g. Familiengrab (Belegung: Maria Bechteler, 
Josef Margraf), am 08.03.2022 abläuft. Die Grabstätte wird deshalb ab 
dem 25.04.2022 von der Stadt Sonthofen abgeräumt.

Falls Angehörige bis zu diesem Termin wegen dem Grabmal nicht bei der 
Stadt Sonthofen vorstellig werden, wird davon ausgegangen, dass gem. § 
959 des Bürgerlichen Gesetzbuches auf das Eigentum an dem Grabmal 
verzichtet und der Besitz an dieser Sache aufgegeben wird.

Die Stadt Sonthofen ist ab dem o.a. Zeitpunkt nicht verpflichtet, die abge-
räumte Sache aufzubewahren (§ 23 Abs. 2 der derzeit gültigen städtischen 
Friedhofsbenutzungssatzung).

gez.: Christian Wilhelm, Erster Bürgermeister 20

Bekanntmachung der Stadtwerke Sonthofen
Feststellung der Jahresabschlüsse 2014 bis 2018

Der Stadtrat der Stadt Sonthofen stellte in seiner Sitzung am 25. Januar 
2022 die Jahresabschlüsse 2014 bis 2018 der Stadtwerke Sonthofen fest. 
Der Beschluss lautet wie folgt: 

Amtsblatt für den Landkreis       Oberallgäu
 

 Das Amtsblatt im Internet: www.oberallgaeu.org
Amtsblatt Nr. 5 Herausgegeben vom Landratsamt Oberallgäu in Sonthofen 1. Februar 2022/Seite 6

Öffnungszeiten des Landratsamtes Oberallgäu: 
Montag: 8.00–12.00 und 13.30–17.00 Uhr   Dienstag: 8.00–13.00 Uhr   Mittwoch und Donnerstag: 8.00–12.00 und 13.30–16.00 Uhr   Freitag: 8.00–12.30 Uhr

Erweiterte Öffnungszeiten des Bürgerservicebereiches (Telefon 08321/612-900) im Landratsamt: 
Montag 7.30–17.00 Uhr   Dienstag 7.30–13.00 Uhr   Mittwoch und Donnerstag 7.30–16.00 Uhr   Freitag 7.30–12.30 Uhr

Sprechstunde für Unternehmerinnen und Unternehmer zu finanziellen Fördermöglichkeiten: Donnerstag 9.00–12.00 Uhr, Terminvereinbarung unter Tel.: 08321/612-342

Nutzen Sie die Möglichkeit, auch außerhalb dieser Zeiten Termine zu vereinbaren.
Aktuelle Stellenausschreibungen finden Sie im Internet unter www.oberallgaeu.org/stellenangebote oder Tel. 08321/612-211

1.  Auf der Grundlage der erfolgten örtlichen Rechnungsprüfung und der 
Abschlussprüfung durch den Bayerischen Kommunalen Prüfungsver-
band werden die Jahresabschlüsse 2014 und 2015 der Stadtwerke Sont-
hofen gemäß Art 25 Absatz 3 Eigenbetriebsverordnung mit folgenden 
Ergebnissen festgestellt:

Jahr Bilanzsumme Jahresergebnis
 Euro Euro

2014 25.663.873,09  – 775.138,26
2015 24.646.457,03 –  28.004,23

Hinsichtlich der Verwendung der Jahresgewinne bzw. der Behandlung 
der Jahresverluste wird gemäß § 25 Absatz 3 Eigenbetriebsverordnung 
i.V. m. § 6 Absatz 1 Nr. 7 der Betriebssatzung für den Eigenbetrieb der 
Stadt Sonthofen „Stadtwerke Sonthofen“ bestimmt:

a)  Betriebszweig Wasserversorgung: 
– der Jahresverlust 2014 mit 27.466,69 Euro wird mit  
– dem Jahresgewinn 2015 mit 16.521,42 Euro verrechnet. 

Der verbleibende Verlust in Höhe von  10.945,27 Euro wird auf
neue Rechnung vorgetragen.

b)  Betriebszweig Abwasserbeseitigung: 
– die Jahresverluste 2014 mit 747.671,57 Euro,  
  2015 mit 44.525,65 Euro, 
werden auf neue Rechnung vorgetragen.

2.  Auf der Grundlage der erfolgten örtlichen Rechnungsprüfung und der 
Abschlussprüfung durch den Bayerischen Kommunalen Prüfungsver-
band werden die Jahresabschlüsse 2016 bis 2018 der Stadtwerke Sont-
hofen gemäß Art 25 Absatz 3 Eigenbetriebsverordnung mit folgenden 
Ergebnissen festgestellt:

Jahr Bilanzsumme Jahresergebnis
 Euro Euro

2016 24.290.582,99 – 212.367,86
2017 23.939.666,28 + 343.881,26 
2018 23.335.107,29 – 593.243,84

3.  Hinsichtlich der Verwendung der Jahresgewinne bzw. der Behandlung 
der Jahresverluste wird gemäß § 25 Absatz 3 Eigenbetriebsverordnung 
i.V. m. § 6 Absatz 1 Nr. 7 der Betriebssatzung für den Eigenbetrieb der 
Stadt Sonthofen „Stadtwerke Sonthofen“ bestimmt:

a)  Betriebszweig Wasserversorgung: 
–  der Jahresgewinn 2016 mit 37.404,43 Euro wird mit dem 

verbliebenen Jahresverlust 2014/2015 in Höhe von 10.945,27 Euro 
verrechnet (somit verbleiben noch 26.459,16 Euro);

–  der Jahresgewinn 2017 mit 40.772,38 Euro wird zusammen mit 
dem verbliebenen Jahresgewinn 2016 in Höhe von 26.459,16 Euro 
(zusammen 67.231,54 Euro) mit dem

– Jahresverlust 2018 mit 108.229,33 Euro verrechnet.

Der Restverlust in Höhe von 41.067,79 Euro wird auf neue Rech-
nung vorgetragen.

b)  Betriebszweig Abwasserbeseitigung: 
– der Jahresverlust 2016 mit 249.772,29 Euro und 
–  der Jahresverlust 2018 mit 484.944,51 Euro 

werden auf neue Rechnung vorgetragen.
–  der Jahresgewinn 2017 mit 303.108,88 Euro wird mit  

dem Jahresverlust 2012 mit 223.561,03 Euro verrechnet.

Der verbleibende Betrag in Höhe von 79.547,85 Euro wird mit
dem Jahresverlust 2013 mit 393.062,89 Euro verrechnet.
Der verbleibende Restverlust in Höhe von 313.515.04 Euro wird mit 
der Allgemeinen Rücklage verrechnet.

Der Bayerische Kommunale Prüfungsverband in München erteilte 
als Abschlussprüfer die folgenden Bestätigungsvermerke:

Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers für die Wirtschaftsjahre 
2014 und 2015 

Wir haben die Jahresabschlüsse – jeweils bestehend aus Bilanz, Gewinn- 
und Verlustrechnung sowie Anhang – unter Einbeziehung der Buchfüh-
rung und der Lageberichte des Eigenbetriebes Stadtwerke Sonthofen 
für die Wirtschaftsjahre vom 01.01. bis 31.12.2014 und vom 01.01. bis 
31.12.2015 geprüft. Durch Art. 107 Abs. 3 Satz 2 GO wurde der Prü-
fungsgegenstand erweitert. Die Prüfung erstreckt sich daher auch auf 
die wirtschaftlichen Verhältnisse des Eigenbetriebes i.S. von § 53 Abs. 1 
Nr. 2 HGrG. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss 
und Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und 
ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften und den Bestimmungen der 
Betriebssatzung und die wirtschaftlichen Verhältnisse des Eigenbetriebes 
liegen in der Verantwortung der Werkleitung des Eigenbetriebes. Unsere 
Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung 
eine Beurteilung über die Jahresabschlüsse unter Einbeziehung der 
Buchführung und über die Lageberichte sowie über die wirtschaftlichen 
Verhältnisse des Eigenbetriebes abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung entsprechend § 317 HGB 
und Art. 107 Abs. 3 Satz 2 GO unter Beachtung der KommPrV und 
der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach 
ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten 
und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und 
durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt 
werden und dass mit hinreichender Sicherheit beurteilt werden kann, ob 
die wirtschaftlichen Verhältnisse des Eigenbetriebes Anlass zu Beanstan-
dungen geben. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die 
Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und 
rechtliche Umfeld des Eigenbetriebes sowie die Erwartungen über mög-
liche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirk-
samkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie 
Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und Lage-
bericht überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung 
umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und 
der wesentlichen Einschätzungen der Werkleitung des Eigenbetriebes 
sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts. Die Prüfung der wirtschaftlichen Verhältnisse haben 
wir darüber hinaus entsprechend den vom IDW festgestellten Grundsät-
zen zur Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung und der 
wirtschaftlichen Verhältnisse gemäß § 53 HGrG vorgenommen. Wir sind 
der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage 
für unsere Beurteilung bildet.

Vor dem Hintergrund der auf dieser Grundlage gewonnenen Erkenntnisse 
bestätigen wir nach § 7 Abs. 4 Nr. 2 und 3 KommPrV:

Die Buchführung und die Jahresabschlüsse entsprechen nach unserer 
pflichtgemäßen Prüfung den Rechtsvorschriften und der Betriebssatzung. 
Die Jahresabschlüsse vermitteln unter Beachtung der Grundsätze ord-
nungsgemäßer Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage. Die Lageberichte 
stehen im Einklang mit den Jahresabschlüssen, vermitteln insgesamt 
ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebes und stellen die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. Die 
wirtschaftlichen Verhältnisse wurden geprüft; sie sind durch die Vorgaben 
des KAG geprägt.

München, 03.04.2019 

BAYERISCHER KOMMUNALER PRÜFUNGSVERBAND

Christian Baumann Wirtschaftsprüfer

Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers für das Wirtschaftsjahr 
2016 
Wir haben den Jahresabschluss – jeweils bestehend aus Bilanz, Gewinn- 

und Verlustrechnung sowie Anhang – unter Einbeziehung der Buchfüh-
rung und den Lagebericht des Eigenbetriebes Stadtwerke Sonthofen für 
das Wirtschaftsjahr vom 01.01. bis 31.12.2016 geprüft. Durch Art.107 
Abs. 3 Satz 2 GO wurde der Prüfungsgegenstand erweitert. Die Prü-
fung erstreckt sich daher auch auf die wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Eigenbetriebes i.S. von § 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG. Die Buchführung und 
die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach den deut-
schen handelsrechtlichen Vorschriften und ergänzenden landesrechtlichen 
Vorschriften und den Bestimmungen der Betriebssatzung und die wirt-
schaftlichen Verhältnisse des Eigenbetriebes liegen in der Verantwortung 
der Werkleitung des Eigenbetriebes. Unsere Aufgabe ist es, auf der 
Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über 
den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und über den 
Lagebericht sowie über die wirtschaftlichen Verhältnisse des Eigenbe-
triebes abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung entsprechend § 317 HGB 
und Art. 107 Abs. 3 Satz 2 GO unter Beachtung der KommPrV und 
der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach 
ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten 
und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und 
durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt 
werden und dass mit hinreichender Sicherheit beurteilt werden kann, ob 
die wirtschaftlichen Verhältnisse des Eigenbetriebes Anlass zu Beanstan-
dungen geben. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die 
Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und 
rechtliche Umfeld des Eigenbetriebes sowie die Erwartungen über mög-
liche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirk-
samkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie 
Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und Lage-
bericht überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung 
umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und 
der wesentlichen Einschätzungen der Werkleitung des Eigenbetriebes 
sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts. Die Prüfung der wirtschaftlichen Verhältnisse haben 
wir darüber hinaus entsprechend den vom IDW festgestellten Grundsät-
zen zur Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung und der 
wirtschaftlichen Verhältnisse gemäß § 53 HGrG vorgenommen. Wir sind 
der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage 
für unsere Beurteilung bildet.

Vor dem Hintergrund der auf dieser Grundlage gewonnenen Erkenntnisse 
bestätigen wir nach § 7 Abs. 4 Nr. 2 und 3 KommPrV:

Die Buchführung und der Jahresabschluss entsprechen nach unserer 
pflichtgemäßen Prüfung den Rechtsvorschriften und der Betriebssatzung. 
Der Jahresabschluss vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungs-
gemäßer Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage. Der Lagebericht steht im 
Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den gesetzlichen Vorschrif-
ten, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbe-
triebes und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend dar. Die wirtschaftlichen Verhältnisse wurden geprüft; sie sind 
durch die Vorgaben des KAG geprägt.

München, 08.01.2021 

BAYERISCHER KOMMUNALER PRÜFUNGSVERBAND

Christian Baumann Wirtschaftsprüfer

Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers für das Wirtschaftsjahr 
2017

Wir haben den Jahresabschluss – jeweils bestehend aus Bilanz, Gewinn- 
und Verlustrechnung sowie Anhang – unter Einbeziehung der Buch-
führung und den Lagebericht des Eigenbetriebes Stadtwerke Sonthofen 
für das Wirtschaftsjahr vom 01.01. bis 31.12.2017 geprüft. Durch Art. 
107 Abs. 3 Satz 2 GO wurde der Prüfungsgegenstand erweitert. Die 
Prüfung erstreckt sich daher auch auf die wirtschaftlichen Verhältnisse 
des Eigenbetriebes i.S. von § 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG. Die Buchführung 
und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach den 
deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und ergänzenden landesrecht-
lichen Vorschriften und den Bestimmungen der Betriebssatzung und die 
wirtschaftlichen Verhältnisse des Eigenbetriebes liegen in der Verantwor-
tung der Werkleitung des Eigenbetriebes. Unsere Aufgabe ist es, auf der 
Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über 
den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und über den 
Lagebericht sowie über die wirtschaftlichen Verhältnisse des Eigenbe-
triebes abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung entsprechend § 317 HGB 
und Art. 107 Abs. 3 Satz 2 GO unter Beachtung der KommPrV und 
der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach 
ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten 
und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und 
durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt 
werden und dass mit hinreichender Sicherheit beurteilt werden kann, ob 
die wirtschaftlichen Verhältnisse des Eigenbetriebes Anlass zu Beanstan-
dungen geben. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die 
Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und 
rechtliche Umfeld des Eigenbetriebes sowie die Erwartungen über mög-
liche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirk-
samkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie 
Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und Lage-
bericht überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung 
umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und 
der wesentlichen Einschätzungen der Werkleitung des Eigenbetriebes 
sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts. Die Prüfung der wirtschaftlichen Verhältnisse haben 
wir darüber hinaus entsprechend den vom IDW festgestellten Grundsät-
zen zur Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung und der 
wirtschaftlichen Verhältnisse gemäß § 53 HGrG vorgenommen. Wir sind 
der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage 
für unsere Beurteilung bildet.

Vor dem Hintergrund der auf dieser Grundlage gewonnenen Erkenntnisse 
bestätigen wir nach § 7 Abs. 4 Nr. 2 und 3 KommPrV:

Die Buchführung und der Jahresabschluss entsprechen nach unserer 
pflichtgemäßen Prüfung den Rechtsvorschriften und der Betriebssatzung. 
Der Jahresabschluss vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungs-
gemäßer Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage. Der Lagebericht steht im 
Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den gesetzlichen Vorschrif-
ten, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbe-
triebes und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend dar. Die wirtschaftlichen Verhältnisse wurden geprüft; sie sind 
durch die Vorgaben des KAG geprägt.

München, 08.01.2021 

BAYERISCHER KOMMUNALER PRÜFUNGSVERBAND

Christian Baumann Wirtschaftsprüfer

Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers für das 
Wirtschaftsjahr 2018

An den Eigenbetrieb Stadtwerke Sonthofen 

Vermerk über die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts 

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss des Eigenbetriebs Stadtwerke Sontho-
fen – bestehend aus der Bilanz zum 31.12.2018 und der Gewinn- und 
Verlustrechnung für das Wirtschaftsjahr vom 01.01. bis zum 31.12.2018 
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sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und 
Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebe-
richt des Eigenbetriebs Stadtwerke Sonthofen für das Wirtschaftsjahr vom 
01.01. bis zum 31.12.2018 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen 
Erkenntnisse bestätigen wir nach § 7 Abs. 4 Nr. 2 und 3 KommPrV:

Die Buchführung und der Jahresabschluss entsprechen nach unserer 
pflichtgemäßen Prüfung den Rechtsvorschriften und der Betriebssatzung. 
Der Jahresabschluss vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungs-
gemäßer Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage. Der Lagebericht steht im 
Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den gesetzlichen Vorschrif-
ten, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Stadt-
werke und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend dar.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
entsprechend § 317 HGB und Art. 107 Abs. 3 Satz 2 GO unter Beachtung 
der KommPrV und der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festge-
stellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durch-
geführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen 
ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks 
weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Eigenbetrieb unabhängig in 
Übereinstimmung mit den kommunalrechtlichen Vorschriften und haben 
unsere Pflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. 
Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise 
ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsur-
teile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Werkausschusses 
für den Jahresabschluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jah-
resabschlusses, der den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung in allen 
wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss 
unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage der Stadtwerke vermittelt. Ferner sind die 
gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie 
in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines 
Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen – beabsich-
tigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter 
dafür verantwortlich, die Fähigkeit der Stadtwerke zur Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verant-
wortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Unter-
nehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie 
dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrund-
satzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern 
dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Auf-
stellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage des Eigenbetriebs vermittelt sowie in allen wesentlichen Belan-
gen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den Vorschriften der 
Eigenbetriebsverordnung entspricht und die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetz-
lichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen 
(Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung 
eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden 
Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung zu ermöglichen, und um 
ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht 
erbringen zu können.

Der Werkausschuss ist verantwortlich für die Überwachung des Rech-
nungslegungsprozesses des Eigenbetriebs zur Aufstellung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob 
der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten 
oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist und ob der Lagebericht 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebs vermittelt 
sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit 
den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den 
Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung entspricht und die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie 
einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum 
Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine 
Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB und Art. 
107 Abs. 3 Satz 2 GO unter Beachtung der KommPrV und der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesent-
liche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können 
aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich 
angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie 
einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlus-
ses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von 
Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewah-
ren eine kritische Grundhaltung. Darüber hinaus

–  identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichti-
gter oder unbeabsichtigter – falscher Darstellungen im Jahresabschluss 
und im Lagebericht, planen und führen Prüfungshandlungen als Reak-
tion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die 
ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungs-
urteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen 
nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtig-
keiten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, 
beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das 
Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können.

–  gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahres-
abschlusses relevanten internen Kontrollsystem und den für die Prü-
fung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um 
Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen 
angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur 
Wirksamkeit dieser Systeme des Eigenbetriebs abzugeben.

–  beurteilen wir die Angemessenheit der vom gesetzlichen Vertreter 
angewandten Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der 

vom gesetzlichen Vertreter dargestellten geschätzten Werte und damit 
zusammenhängenden Angaben.

–  ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den 
gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes 
der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage 
der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit 
im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die 
bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit des Eigenbetriebs zur Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss 
kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir ver-
pflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im 
Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls 
diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu 
modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage 
der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungs-
nachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch 
dazu führen, dass der Eigenbetrieb seine Unternehmenstätigkeit nicht 
mehr fortführen kann.

–  beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des 
Jahresabschlusses einschließlich der Angaben sowie ob der Jahres-
abschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse 
so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragsla-
ge des Eigenbetriebs vermittelt.

–  beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, 
seine Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der 
Lage des Eigenbetriebs.

–  führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern 
dargestellten zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. 
Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen 
wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von den 
gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen 
nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten 
Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu 
den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde liegenden 
Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeid-
bares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsori-
entierten Angaben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter 
anderem den geplanten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie 
bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger Mängel im 
internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen.

Sonstige gesetzliche und andere rechtliche Anforderungen 

Erweiterung der Jahresabschlussprüfung gemäß § 7 Abs. 4 Nr. 2 
KommPrV

Aussage zu den wirtschaftlichen Verhältnissen

Wir haben uns mit den wirtschaftlichen Verhältnissen des Eigenbetriebs 
i.S.v. § 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG im Wirtschaftsjahr vom 01.01. bis zum 
31.12.2018 befasst. 

Auf Basis unserer durchgeführten Tätigkeiten bestätigen wir zu den wirt-
schaftlichen Verhältnissen nach § 7 Abs. 4 Nr. 2 KommPrV: 

Die wirtschaftlichen Verhältnisse wurden geprüft; sie geben keinen Anlass 
zu Beanstandungen. Ohne diese Beurteilung einzuschränken weisen wir 
darauf hin, dass die Ertragslage von den Vorgaben des KAG bestimmt ist.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter

Die gesetzliche Vertreter sind verantwortlich für die wirtschaftlichen Ver-
hältnisse des Eigenbetriebs sowie für die Vorkehrungen und Maßnahmen 
(Systeme), die sie dafür als notwendig erachtet haben.

Verantwortung des Abschlussprüfers

Unsere Tätigkeit haben wir entsprechend dem IDW Prüfungsstandard: 
Berichterstattung über die Erweiterung der Abschlussprüfung nach § 53 
HGrG (IDW PS 720), Fragenkreise 11 bis 16, durchgeführt.

Unsere Verantwortung nach diesen Grundsätzen ist es, anhand der 
Beantwortung der Fragen der Fragenkreise 11 bis 16 zu würdigen, ob die 
wirtschaftlichen Verhältnisse zu 

wesentlichen Beanstandungen Anlass geben. Dabei ist es nicht Aufgabe 
des Abschlussprüfers, die sachliche Zweckmäßigkeit der Entscheidungen 
des gesetzlichen Vertreters und die Geschäftspolitik zu beurteilen.

München, 08.01.2021 

BAYERISCHER KOMMUNALER PRÜFUNGSVERBAND

Christian Baumann Wirtschaftsprüfer

Die Jahresabschlüsse und die Lageberichte 2014 bis 2018 liegen in der 
Zeit vom 09. Februar bis zum 24. Februar 2022 öffentlich aus. 

Sie können während der üblichen Geschäftszeiten bei den Stadtwerken 
Sonthofen, Imberger Straße 19, in Sonthofen eingesehen werden.

Sonthofen, 26. Januar 2022
 
gez.: Schratt, Werkleiter 21

Bekanntmachung des Landratsamtes Oberallgäu

Öffentliche Bekanntmachung

Das Landratsamt Oberallgäu hat mit Bescheid vom 25.01.2022 (Bpl.
Nr. 1355/21) Neubau einer zweiten Dachgaube, Kalvarienbergstraße 95 
in Immenstadt i. A. (Fl.Nr. 916/176), Gemarkung Immenstadt i. Allgäu, 
bauaufsichtlich genehmigt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner 
Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg  
in 86152 Augsburg, Kornhausgasse 4

Postfachanschrift: Postfach 112343, 86048 Augsburg
Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg

schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schriftform-
ersatz zugelassenen Form.

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den 
Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten 
Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweis-
mittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder 
in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen 
Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zuge-
lassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Informatio-
nen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie 
bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit  
(www.vgh.bayern.de). 

gez.: Ferdinand Berger

Die genehmigten Planunterlagen können beim Bauamt des Landratsamtes 
Oberallgäu in 87527 Sonthofen, Oberallgäuer Platz 2, Zimmer 3.16, und 
bei der Stadt Immenstadt i. Allgäu, 87509 Immenstadt i. Allgäu, Marien-
platz 3-4, eingesehen werden.

Ferdinand Berger 22

Öffentliche Zustellung

Sonthofen, 31. Januar 2022, Az.: SG52/SF/Be/OA-X3043, Landkreis 
Bürgerservice, Frau Beyer, Oberallgäuer Platz 2, 87527 Sonthofen, Zi. 
E.05, Telefon: 08321/612-900, Telefax: 08321/612-350, E-Mail: buerger-
service@lra-oa.bayern.de

Zulassungsrecht;
Benachrichtigung über eine öffentliche Zustellung für Herr Florin-Petru 
Brinzei, geb.: 02.04.1998 in Jud.BT Mun.Botosani, zuletzt wohn-
haft in: Heubet 10, 87544 Blaichach, Fahrgestellnummer: WAUZZ-
Z8E52A028520, amtl. Kennz.: OA-X3043

Öffentliche Zustellung des Eingriffsverwaltungsbescheids vom 31. Januar 
2022, Az. SG52/SF/Be/OA-X3043, gemäß Art. 41 BayVwVfG i. V. m. 
Art. 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, Abs. 2 VwZVG

Der derzeitige Aufenthaltsort des vorgenannten Empfängers ist unbe-
kannt.
Zustellungsversuche des o.g. Bescheids durch die Post blieben unter der 
angegebenen Anschrift erfolglos ebenso anschließende Ermittlungen über 
den aktuellen Aufenthalt.

Das o.g. Schriftstück wird daher gemäß Art. 15 VwZVG öffentlich 
zugestellt.

Der Bescheid vom 26.01.2022, Az. SG52/SF/Be/OA-X3043, liegt bei 
der Zulassungsstelle des Landratsam-tes Oberallgäu, Oberallgäuer Platz 
2, 87527 Sonthofen, Zi. E.05, während der Dienststunden zur Abholung 
durch den Betroffenen auf.

Es erfolgt der besondere Hinweis, dass durch die öffentliche Zustellung 
Fristen (z.B. Rechtsbehelfsfrist) in Gang gesetzt werden können, nach 
deren Ablauf Rechtsverluste drohen können (vgl. Art. 15 Abs.2 Satz 3 
VwZVG).

Der Bescheid gilt nach Art. 15 Abs. 2 Satz 6 VwZVG als öffentlich zuge-
stellt, wenn seit dem Tag der Be-kanntmachung der Benachrichtigung 
zwei Wochen vergangen sind.

gez.: Beyer, Verwaltungsangestellte 23

Bekanntmachung des 
Marktes Oberstdorf

über die Flurneuordnung Bad Hindelang

Flurneuordnung Bad Hindelang
Markt Bad Hindelang, Landkreis Oberallgäu

Verwendungsnachweis der Teilnehmergemeinschaft Bad Hindelang

Bekanntmachung

Das oben genannte Verfahren soll abgeschlossen werden.

Der Flurbereinigungsplan steht unanfechtbar fest. Die gemeinschaftlichen 
und öffentlichen Anlagen sind fertig gestellt und abgerechnet. 

Die Teilnehmergemeinschaft Bad Hindelang hat am 19.11.2021 einen 
Verwendungsnachweis über die Finanzierung der Ausführungskosten 
erstellt. Er ist in der Verwaltung des Marktes Oberstdorf, Prinzregenten-
Platz 1, 87561 Oberstdorf, vom 

09.02.2022 bis 23.02.2022

ausgelegt und kann dort während der Dienststunden eingesehen werden. 
Bitte informieren Sie sich vorab über die Öffnungszeiten des Marktes.

Oberstdorf, 26.01.2022

MARKT OBERSTDORF
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Bekanntmachung 
Beteiligungsbericht 2020 des Marktes Oberstdorf

Der Marktgemeinderat hat in seiner Sitzung am 25.01.2022 den Betei-
ligungsbericht 2020 des Marktes Oberstdorf zur Kenntnis genommen. 

Der Bericht enthält alle Beteiligungen des Markes Oberstdorf an Unter-
nehmen in einer Rechtsform des Privatrechts, an welchen dem Markt 
Oberstdorf mindestens 5% Anteile des Unternehmens gehören (Stand 
31.12.2020).  

Der Beteiligungsbericht enthält insbesondere auch Angaben über die 
Erfüllung des öffentlichen Zwecks, die Beteiligungsverhältnisse, die 
Zusammensetzung der Organe der Gesellschaft sowie die Ertragslage und 
die Kreditaufnahme.

Der Beteiligungsbericht 2020 des Marktes Oberstdorf liegt zur allge-

Einladung
zur 8. Sitzung des Kreisausschusses  

des Landkreises Oberallgäu

am Dienstag, den 08.02.2022, um 14.00 Uhr  
bis vorauss. 18.30 Uhr, im großen Sitzungssaal  

des Landratsamtes Oberallgäu in Sonthofen 

Tagesordnung:

Öffentlicher Teil
1.   Bekanntgaben
2.   Kreishaushalt 2022
2.1.   Fortsetzung der Haushaltsberatungen  
 (Heft 1, restliche AOD‘s) 
 ·  AOD 150 Allgäuweites LEADER-Projekt „Nachhaltigkeit 

im Lebensraum Allgäu erleben“: Beteiligung des Land-
kreises Oberallgäu, Beschluss

 · AOD 152 ÖPNV (Maßnahmen), Beschluss
2.2. Projekt Klimawandelanpassung, Beschluss
2.3. Fortsetzung der Haushaltsberatungen (Heft 2) 
 ·  AOD 130 Errichtung einer Schutzhütte für den  

Kreisjugendring - Finanzierungsänderung, Beschluss
  ·  AOD 154 Mitfinanzierung des Landkreises im  

Mittelschulbereich, Beschluss
3.   Behandlung von Anträgen
4.   Verschiedenes

Nicht öffentlicher Teil
...

Hinweis: Aufgrund der aktuell hohen Inzidenzzahlen und im 
Interesse der Gesundheit aller Teilnehmer gilt die 3G-Regelung. 
Zudem besteht sowohl im Gebäude allgemein wie auch während 
der Sitzung am Platz Maskenpflicht (FFP2-Maske).

Wegen der geltenden Abstandsregelungen ist die Anzahl der Besu-
cherplätze begrenzt. Daher bitten wir Besucher ggf. um Anmel-
dung zur Sitzung im Büro der Landrätin

gez.: Indra Baier-Müller, Landrätin 26

Sonthofen, den 1. Februar 2022
gez.: Indra Baier-Müller, Landrätin

Oberallgäu
Landkre is

BürgerService Zulassung
im Landratsamt Oberallgäu

Sonthofen, Oberallgäuer Platz 2
Service-Telefon 08321/612-900

Telefax 08321/612-350
buergerservice@lra-oa.bayern.de

in der gemeinsamen Zulassungsstelle 
von Landkreis und Stadt Kempten (Allgäu)

Kempten, Bahnhofstraße 80
Bürgerservice Zulassung und  
 Führerscheinstelle Kempten  

0831/2525-3400
Telefax 0831/2525-3450

buergerservice-zulassung@kempten.de

Im Internet:
	 ▶  Wunschkennzeichen reservieren
	 ▶  Feinstaubplakette bestellen
	 ▶  Termin vereinbaren

www.buergerservice-zulassung.de

Erweiterte Öffnungszeiten:

Sonthofen Kempten

Mo. 7.30  – 17.00 h 7.30  – 12.00 u. 
13.00 – 17.00 h

Di. 7.30  – 13.00 h 7.30  – 13.00 h

Mi. / Do. 7.30  – 16.00 h 7.30  – 12.00 u. 
13.00 – 16.00 h

Fr. 7.30  – 12.30 h 7.30  – 12.30 h

Über unsere neue Behördenrufnummer 115  
erreichen Sie uns ohne Vorwahl

Montag bis Freitag 7.30 bis 18.00 Uhr

meinen Einsicht im Oberstdorf Haus (Rathaus), Prinzregenten-Platz 1 
(Finanzverwaltung, 2.OG) während der allgemeinen Öffnungszeiten aus.

Oberstdorf, 26.01.2022

MARKT OBERSTDORF

gez.: Klaus King, Erster Bürgermeister 25


